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NDB-Artikel
 
Leibholz, Gerhard Jurist, * 15.11.1901 Berlin, † 19.2.1982 Göttingen.
(evangelisch)
 
Genealogie
V →William (1868–1933), Gen.dir. d. Sommerfelder u. Fürstenwalder
Tuchfabriken, Stadtrat in B.-Wilmersdorf (s. Wenzel), S d. Kaufm. Adolf u. d.
Cäcilie Camina;
 
M Regina Nanette († 1922), T d. Fabrikbes. →Hermann Netter (1827–80) u. d.
Hedwig Sekeles;
 
⚭ Berlin 1926 Sabine (* 1906), T d. Karl Bonhoeffer (1868–1948), Prof. d.
Psychiatrie Ti. Neurol. (s. NDB II*), u. d. Paula v. Hase; Schwager →Dietrich
Bonhoeffer († 1945), ev. Pfarrer (s. NDB II);
 
2 T.
 
 
Leben
L. begann 1918 mit dem Philosophiestudium in Heidelberg. Hier promovierte
der erst Neunzehnjährige 1921 bei Richard Thoma mit einer Arbeit über „Fichte
und den demokratischen Gedanken“ zum Dr. phil. Nach anschließendem
juristischen Studium in Heidelberg und Berlin folgten die beiden juristischen
Staatsprüfungen (1922/26) und eine richterliche Tätigkeit in Berlin, zunächst als
Gerichtsassessor, dann als Amtsrichter und als Landrichter am Kammergericht
(1926–29). Bereits 1925 legte S. seine berühmte, von Heinrich Triepel
betreute juristische Dissertation vor: „Die Gleichheit vor dem Gesetz“ (²1952).
In Vertiefung älterer Ansätze, namentlich der amerikan. und schweizer.
Verfassungsjudikatur, entwickelte er die folgenreiche Lehre von der Bindung
des Gesetzgebers an den Gleichheitssatz, dem er damit|einen neuen Inhalt
gab. Die Maßstäbe, nach denen Tatbestände gerechterweise gleich oder
ungleich zu behandeln sind, wollte L. zunächst dem wertgebundenen
Rechtsbewußtsein der Gemeinschaft entnehmen. Unter dem Schrecken einer
1925 noch unvorstellbaren Pervertierung der Gerechtigkeitsidee modifizierte
er später diese Position durch das Hervorheben unüberschreitbarer Schranken
in Gestalt elementarer Menschenwürdeprinzipien. Der Gleichheitssatz enthält
deshalb ein allgemeines Willkürverbot, dessen Beachtung richterlicher Kontrolle
unterliegt. Damit bezog L. zugleich im Streit der Weimarer Staatsrechtslehre
um die Zulässigkeit eines richterlichen Gesetzesprüfungsrechts eindeutig
Stellung. Die Bestimmung des Gleichheitssatzes als Willkürverbot hat später
die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts nachhaltig bestimmt.
Frucht einer mehrjährigen Referententätigkeit am Berliner Kaiser-Wilhelm-
Institut für Ausländisches Öffentliches Recht und Völkerrecht (1926–29) war die



Habilitationsschrift „Die Repräsentation in der Demokratie“ (1929, ³1965). L.
analysiert darin die qualitativen Veränderungen des Repräsentationsgedankens
im Umbruch vom „Honoratiorenparlament“ des 19. Jh. zur Volksvertretung
in der modernen Massendemokratie. Seine These, mit dem Übergang
zu Verhältniswahlrecht und Parteienstaat habe die Demokratie ihren
repräsentativen Charakter verloren und sich in eine rationalisierte Form
der identitären, plebiszitären Demokratie gewandelt, ist vielfach auf Kritik
gestoßen. Bedeutsam war, daß L. die Legitimität des Parteienstaats als
Basis einer spezifischen, an die Strukturen des Flächen- und Massenstaats
angepaßten Integration aller Bevölkerungsgruppen nachdrücklich betonte
und damit verbreiteten Ressentiments in der deutschen Staatsrechtslehre
entgegentrat. Der Auflösung dieses demokratischpluralistischen Parteienstaats
durch autoritäre und totalitäre Strömungen trat er in der Endphase der
Weimarer Republik leidenschaftlich entgegen.
 
1929 folgte L. einer Berufung nach Greifswald, 1931 nach Göttingen. Wegen
seiner jüd. Abkunft wurde er – nach einer Kampagne des NS-Studentenbundes
– 1935 zwangsemeritiert und in die Universitätsbibliothek versetzt. 1938
emigrierte er nach England. Eine Gastdozentur in Oxford ermöglichte
ihm nach zeitweiliger Internierung die Fortsetzung der wissenschaftlichen
Arbeit. Ihr Ertrag ist in dem 1965 erschienenen Sammelband „Politics and
Law“ zusammengefaßt. Die moralische Krise in Deutschland spiegelt sich
darin auch in einer theologisch vertieften Reflexion über Verfassung und
Herrschaftsordnung. Gemeinsam mit dem Bischof von Chichester, George
Bell, versuchte L. die Alliierten von der Notwendigkeit einer Zusammenarbeit
mit dem „anderen Deutschland“ zu überzeugen. Durch den Zwillingsbruder
seiner Frau, den Theologen →Dietrich Bonhoeffer, war er eng mit der deutschen
Widerstandsbewegung verbunden.
 
1947 kehrte L. nach Göttingen zurück und nahm seine Lehrtätigkeit wieder
auf. 1951 wurde ihm der neuerrichtete Lehrstuhl für Politische Wissenschaften
und Allgemeine Staatslehre übertragen, den er bis zu seiner Emeritierung
1969 innehatte. Ein besonderes Wirkungsfeld eröffnete sich ihm durch
seine Berufung in das neugeschaffene Bundesverfassungsgericht, dessen
2. Senat er 1951-71 angehörte. Hier hat er namentlich die Judikatur zum
Parteien- und Wahlrecht sowie zum Gleichheitssatz entscheidend mitgeprägt
und der Auffassung vom Status des Gerichts als eines eigenständigen
Verfassungsorgans zum Durchbruch verholten (sog. Statusbericht 1952).
Zahlreiche Arbeiten entwickelten frühere Gedanken unter den spezifischen
verfassungsrechtlichen Bedingungen der Bundesrepublik fort. Dies
gilt besonders für die 1952 erstmals erschienenen „Strukturprobleme
der modernen Demokratie“ (³1967) und das Werk „Verfassungsstaat –
Verfassungsrecht“ (1973). In der Konsequenz seiner Auffassung lag es, den
parteienstaatlichen Strukturen des demokratischen Willensbildungsprozesses
Vorrang vor älteren Repräsentationselementen, etwa der Mandatsfreiheit des
Abgeordneten, einzuräumen. Hier hat L. vielfach Widerspruch gefunden. Seine
Rechtsprechungskommentare zum Grundgesetz (mit H.-J. Rinck, ⁶1980) und
zum Bundesverfassungsgerichtsgesetz (mit R. Rupprecht, 1968, Nachtrag
1971) sind zu Standardwerken der Rechtspraxis geworden. Das thematische
Spektrum der übrigen Publikationen aus der Zeit zwischen 1947 und 1981



reicht vom Arbeitsrecht über medien-, wirtschafts- und völkerrechtliche
Probleme bis hin zu Fragen des Denkmalschutzes, der Wiedergutmachung,
des Arzneimittelrechts, des Kommunalrechts und der Gebietsreform. Werke
L.s wurden in 17 Sprachen übersetzt. Besonderes internationales Ansehen
gewann das von ihm von 1951 bis zu seinem Tode herausgegebene „Jahrbuch
des öffentlichen Rechts der Gegenwart“. In der Originalität und Breite seines
Wissenschaftliehen Lebenswerks bezeugt sich L. als einer der bedeutendsten
Staatsrechtslehrer und Politikwissenschaftler der Gegenwart.|
 
 
Auszeichnungen
Titularprof. bzw. Honorarprof. (Europa-Kolleg in Brügge 1953 bzw. 1970), Gr.
Bundesverdienstkreuz mit Stern u. Schulterband (1968);
 
Dr. h. c. (Hannover 1981).
 
 
Werke
Weitere W u. a. Zu d. Problemen d. fascist. Vfg.rechts, 1928;
 
Die Auflösung d. liberalen Demokratie in Dtld. u. d. autoritäre Staatsbild, 1933;
 
Demokratie u. Rechtsstaat, 1957, ³1967;
 
An d. Schwelle z. gespaltenen Europa, d. Briefwechsel zw. George Bell u. G. L.,
hrsg. v. E. Bethge u. C. D. Jasper, 1974. -
 
F. Schneider, Bibliogr. G. L., ²1981 (L);
 
Festschriften: Die moderne Demokratie u. ihr Recht, Modern constitutionalism
and democracy, G. L. z. 65. Geb.tag, hrsg. v. K. D. Bracher, Ch. Dawson, W.
Geiger, R. Smend, 2 Bde., 1966 (W, P);
 
Der Gleichheitssatz im modernen Verfassungsstaat, Symposion z. 80. Geb.tag
v. G. L., hrsg. v. Ch. Link, 1982 (P).
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